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Zum Entwurf der „Bolkestein-Richtlinie“
Ein zusammenfassender Überblick unter Verwendung von „Thomas Fritz: Der Stall des Augias“ 
(im Internet unter: www.blue21.de)
Am  13.Januar 2004 hat der EU-Kommissar Frits Bolkestein - zuständig für Binnenmarkt, Steuern und Zollunion- einen  Richtlinienentwurf zur Entwicklung des europäischen Binnenmarktes für Dienstleistungen vorgelegt. 
Ziel dieses Entwurfs ist es, einen echten Binnenmarkt für Dienstleistungen (zu) schaffen. Zu diesem Zweck sollen die vorgeschlagenen Regelungen den grenzüberschreitenden Wettbewerb für Dienstleistungen stärken,…überflüssige Bürokratie beseitigen,  … das gegenwärtig vorherrschende Nebeneinander nationaler Vorschriften und Kontrollen ersetzen und Doppelarbeit vermeiden.
Das alles würde ... eine Senkung der Preise bei einer Verbesserung von Qualität und Auswahl mit sich bringen, …besseren Schutz und bessere Informationen für Verbraucher gewährleisten und unlautere Unternehmen und Schwarzarbeit bekämpfen. Auch würde … die Diskriminierung von Verbrauchern aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit… beendet werden. So dürften von Touristen nicht je nach Staatsangehörigkeit unterschiedliche Eintrittsgelder für Museen oder kulturelle Veranstaltungen verlangt werden. 
Dies wären unter anderen die positiven Auswirkungen der vorgeschlagenen Richtlinie, wollte man den „Klarstellungen“ Glauben schenken, die der EU-Kommissar auf Grund der aktuellen Diskussion seines radikalen Entwurfs auf der Internet-Seite veröffentlicht hat. 

Bolkestein hatte wohl die Bedeutung des alten Satzes: „Qui s’excuse s’accuse“ vergessen - Wer sich verteidigt, klagt sich an! - denn ergänzend stellt er im Folgenden klar, was Die Richtlinie nicht bewirken würde: Sie würde …
· „ ... die Mitgliedsstaaten nicht zwingen, den “öffentlichen Dienstleistungssektor” zu liberalisieren oder zu privatisieren oder sie dem Wettbewerb zu öffnen. 

· ... nicht die Freiheit der Mitgliedstaaten beeinträchtigen, zu bestimmen, was sie als “öffentliche Dienstleistungen“ oder als „Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse“ ansehen, oder zu entscheiden wie diese organisiert oder finanziert werden sollten.

· ... die Mitgliedstaaten nicht dazu verpflichten, ihre Gesundheitssysteme und die Systeme der sozialen Sicherheit zu ändern. 

· ... keine nennenswerten Auswirkungen auf die Systeme der sozialen Sicherheit der Mitgliedsstaaten haben.
· ... es Unternehmen nicht ermöglichen, „Billigarbeiter“ aus anderen Mitgliedsstaaten mitzubringen. 

· ... Mitgliedstaaten nicht daran hindern, die in ihrem Staatsgebiet arbeitenden Unternehmen und Arbeitnehmer zu überwachen. Der Mitgliedsstaat, in dem die Dienstleistung erbracht wird, kann und muss weiterhin die Anwendung seiner Arbeitsbedingungen durchsetzen. 

· ... den Schutz der öffentlichen Gesundheit, der öffentlichen Sicherheit und der Verbraucher nicht beeinträchtigen.“ 
Soweit die Einlassungen aus Bolkesteins Büro. 
Diese beschwichtigenden Hinweise des Kommissars werden seiner Kritiker überraschen, zu denen auch die Mitglieder des Bundesrates gehören, der bereits in seiner Sitzung am 02. April 2004 eine Stellungnahme beschlossen hat, die auf 22 Seiten eine ausführliche Kritik des Bolkestein-Entwurfs formuliert und am 09. Juli dieses Jahres in einer weiteren Stellungnahme auf zehn Seiten seine Kritik erneuert.

Grundsätzlich „begrüßt der Bundesrat Zielsetzung und Bemühen der Kommission um die Verwirklichung der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit in einem europäischen Binnenmarkt.“ Aus dieser Liberalisierung seien ähnlich wie aus der Schaffung des Binnenmarkts für Waren realistische Exportchancen für die deutschen Dienstleistungsunternehmen zu erwarten. 
Die Methode, mit der Bolkestein die sozioökonomischen Strukturen Europas grundlegend verändern will, ist die totale Deregulierung des Dienstleistungssektors, vermittels einer Kombination aus 

· schrittweiser Beseitigung staatlicher Auflagen sowie dem 

· systematischen Unterlaufen nationalen Rechts 

durch das sogenannte „Herkunftslandprinzip“. 

Danach würden alle Dienstleistungsunternehmen in der EU nur noch den Anforderungen ihres Herkunftslandes unterliegen. Auflagen und Kontrollen des Tätigkeitslands würden gänzlich untersagt. Selbst die obligatorische Registrierung einer Geschäftsaufnahme im Tätigkeitsland soll die EU-Kommission verbieten. 

Damit setzt das Herkunftslandprinzip eine effektive staatliche Wirtschaftsaufsicht in der Europäischen Union faktisch außer Kraft. 

Künftig könnte sich jedes Unternehmen durch Sitzverlagerung oder die simple Gründung einer Briefkasten-Firma im EU-Ausland lästiger inländischer Auflagen entledigen. Örtliche Tarifverträge, Qualifikationsanforderungen, Standards beim Arbeits-, Umwelt- oder Verbraucherschutz würden auf einfache und billige Weise unterlaufen.

Als Krönung ihres Entwurfs stellt die Kommission die Mitgliedstaaten unter Zwangsverwaltung. Sie müssen nicht nur zahlreiche Anforderungen beseitigen, sondern dürfen neue Vorschriften nur noch mit Zustimmung der Eurokraten erlassen. 

Grundsätzliche Einwände werden auch von dem sicher nicht der Attac-Nähe verdächtigen Bundesrat gegen das für die Richtlinie konstitutive Herkunftslandprinzip erhoben: 
Abgesehen von einigen in Artikel 17 des Entwurfs aufgezählten Ausnahmen - verlangt die Richtlinie dem Grunde nach eine vollständige Akzeptanz der im Herkunftsstaat des Anbieters an die Dienstleistungserbringung gültigen Bestimmungen. Das heißt also, dass zum Beispiel ein polnischer oder italienischer Anbieter in Deutschland nach polnischen bzw. italienischen Regelungen Dienstleistungen anbieten dürfte. 
Folge hiervon wäre, dass im jeweiligen Mitgliedstaat kein einheit​liches Recht mehr gelten würde, was das rechtsstaatliche Prinzip der Rechtssicherheit beeinträchtigt. Das Recht wäre von Person zu Person, je nach Herkunft, ver​schieden, was die Rechtsanwendung erschwert.
Der Bundesrat verlangt insbesondere die Rücknahme der Regelungen, denen zufolge

„… sich auch solche nationalen Bestimmungen dem Herkunftslandprinzip unterzuordnen haben, die "das Verhalten der Dienstleitungserbringer, die Qualität oder den Inhalt der Dienstleistung, die Werbung, die Verträge und die Haftung der Dienstleistungserbringer regeln".“
In seiner zweiten Stellungnahme bekräftigt der Bundesrat unter Bezugnahme auf seine Stellungnahme vom 2. April 2004 noch einmal seine Bedenken insbesondere hinsichtlich des  Herkunftslandprinzips: 

„ …das Herkunftslandprinzip (begegnet) auch aus ordnungspolitischen Gründen erheblichen Bedenken. So könnte ein Systemwettbewerb nach unten durch Niederlassung in Mitgliedstaaten mit möglichst geringen sozialen Schutzbestimmungen entstehen. Ferner wäre Folge einer Einführung des Herkunftslandprinzips, dass im jeweiligen Mitgliedstaat gerade in den sensiblen Bereichen des Sozialschutzes und des Gesundheitswesens kein einheitliches Recht gelten würde. Die besonders schutzwürdigen Empfänger sozialer und gesundheitlicher Dienstleistungen sähen sich mit Dienstleistungen aus zahlreichen höchst unterschiedlichen Rechtssystemen konfrontiert.“

Die Richtlinie soll mit wenigen Ausnahmen für alle Dienstleistungserbringer gelten, die in einem Mitgliedstaat niedergelassen sind, und betrifft grundsätzlich jede (von Artikel 50 EGV erfasste) selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit, bei der einer Leistung eine wirtschaftliche Gegenleistung gegenübersteht. 
Der Richtlinienvorschlag erfasst aber auch Tätigkeiten nichtwirtschaftlicher Art. Dabei bleibt sowohl der gesellschaftspolitische Zweck der erfassten Tätigkeiten als auch die Art und Weise ihrer Finanzierung völlig außer Acht. 
Auch der Bundesrat ist der Auffassung, dass dieser für horizontale Ansatz zu weit reichend ist.
Aber nicht alle Deutschen jammern: die Wirtschaftsverbände sind begeistert. Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag will den „Markt der Dienstleistungen entfesseln“. Dazu solle in Europa „grundsätzlich das Herkunftslandprinzip Anwendung finden“. Der Bundesverband der deutschen Industrie sekundiert: nun werde Klarheit geschaffen, „welche öffentlich-rechtlichen Regeln für den Dienstleistungssektor gelten sollen“. 
Auch die US-amerikanische Handelskammer lobt den Entwurf in den höchsten Tönen. Er enthalte „eine breite Palette exzellenter Maßnahmen“. Die Europäer sollten ihn rasch annehmen und „nicht durch nationale Ausnahmen verwässern“.

Öffentliche Aufgaben unter Beschuss

Das Lob der Industrie ist gerechtfertigt, denn tatsächlich unternimmt Bolkesteins Putztruppe einen radikalen Angriff auf die sozialen Regulierungen in der EU. Der Geltungsbereich der Richtlinie erstreckt sich auf sämtliche Dienstleistungen, die als „wirtschaftliche Tätigkeiten“ betrachtet werden, weil sie „gegen Entgelt erbracht“ werden. Da aber mittlerweile für zahlreiche öffentliche Aufgaben Entgelte erhoben werden, betrifft der Gesetzentwurf nicht nur alle kommerziellen Dienste, sondern auch weite Bereiche des öffentlichen Dienstes und des Non-Profit-Sektors.
Gleiches gilt für die im öffentlichen Auftrag tätigen Institutionen, von den 

· Trägern der Freien Wohlfahrtspflege bis zum 

· Technischen Überwachungsverein.

Daneben schafft der Entwurf Fakten in umstrittenen Bereichen, wo erste Deregulierungsversuche zurückgeschlagen wurden. 

Dies gilt beispielsweise für den Öffentlichen Personenverkehr, in dem die Kommission eine Ausschreibungspflicht bei der Auftragsvergabe durchsetzen will. Auch könnte die Liberalisierung der Hafendienste durch Bolkesteins Hintertür wieder auf die Tagesordnung kommen. Der konzertierte Widerstand von HafenarbeiterInnen sorgte dafür, dass das sogenannte „Port Package“ im November vergangenen Jahres im Europäischen Parlament durchrasselte. Schließlich geriete auch die Wasserversorgung unter Beschuss. Für sie sieht die Richtlinie lediglich eine Ausnahme vom Herkunftslandprinzip vor, nimmt sie jedoch nicht vom gesamten Anwendungsbereich aus.
Betroffen von der Befreiung geschäftsverhindernder Staatsregulierung wären auch 

· der öffentlich-rechtliche Rundfunk, 
· die Verkehrsunternehmen, 
· die Ver- und Entsorger, 
· die Kindergärten, 
· die Volkshochschulen, 
· die Universitäten, und nicht zuletzt
· die Krankenhäuser und Sozialkassen. 
Auch der Bundesrat lehnt in seinem 2. Beschluss die unterschiedslose Anwendung des von Binnenmarkt​gesichtspunkten bestimmten Vorschlags auf Tätigkeitsfelder wie z. B. Gesund​heits- und Pflegedienste ab und weist darauf hin, dass in den Bereichen der sozialen Dienste, der Ge​sundheitsdienste und der Pflege besonderen Bedürfnissen der Dienst​leistungsempfänger Rechnung zu tragen ist. Diese Bereiche unterliegen aus Gemeinwohlinteresse - etwa im Interesse der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes, der allgemeinen Zugänglichkeit, der flächendeckenden Versorgung und der Menschenwürde bestimmten Regulierungen. Der Richtlinienvorschlag werde aber den besonderen Gegebenheiten in diesen Tätigkeitsfeldern nicht gerecht.

Der Bundesrat weist auch darauf hin, dass es sich im Bereich der Sozial- und Gesundheitspolitik überwiegend nicht um rein marktbezogene Dienstleistungen handelt, in denen sich Dienstleistungser​bringer und Verbraucher ebenbürtig gegenüberstehen, sondern um aus öffentlichen Mitteln oder Solidaritätsbeiträgen finanzierte Leistungen der sozialen Daseinsvorsorge. Der Richtlinienvorschlags steht dieser Notwendigkeit entgegen, weil er vorrangig auf die Interessen der Dienstleistungserbringer abstellt. Wegen der vor allem im Fall akuter oder schwerer Erkrankungen eingeschränkten Konsumentensouveränität, ist aber der Verbraucherschutz im Sozial-, Pflege- und Gesundheitsbereich von besonderer Bedeutung und deshalb zu seiner Sicherstellung ordnungsrechtlichen (vor allem sozialversicherungs- und berufsrechtlichen) Regelungen unterworfen.

Bolkestein will alle Auflagen schleifen

Nach der Richtlinie müssten die Mitgliedstaaten sämtliche Vorschriften im Dienstleistungssektor einer gegenseitigen Überprüfung unterwerfen und gegebenenfalls beseitigen. 
Ins Visier geraten Anforderungen an die Rechtsform, die Kapitalausstattung, Qualifikationen, festgesetzte Mindestpreise oder Zulassungsgrenzen, die durch gesteuerte Zulassung zahlreicher Gewerbe vom Taxiunternehmen bis zur Arztpraxis einen ruinösen Verdrängungswettbewerb verhindern. 
Im Gesundheitswesen sind derlei Maßnahmen unverzichtbar, um die Kostenentwickung zu kontrollieren. Durch die Abschaffung festgesetzter Mindestpreise geraten nicht nur Honorarordnungen unter Druck, sondern auch Dumpingverbote. 
Nach dem Willen der Kommission dürfen transnationale Konzerne künftig mit aggressiven Dumpingangeboten neue Märkte erobern. Auflagen, nach denen für bestimmte Tätigkeiten „juristische Personen“, also Unternehmen, zu gründen sind, sollen ebenfalls verschwinden. Damit reagiert die Richtlinie auf den Trend, Beschäftigte und Erwerbslose in kaum überlebensfähige Mini-Selbständigkeiten zu drängen. Die mit den „Ich-AGs“ der Hartz-Gesetze betriebene Legalisierung prekärer „Scheinselbständigkeiten“ findet mit der Richtlinie ihre binnenmarktliche Fortsetzung. 
Vergünstigungen für Gesellschaften „ohne Erwerbszweck“ kommen ebenfalls auf den Prüfstand. Das beträfe die Gemeinnützigkeitsprivilegien freier Träger sozialer Dienste. In der Bundesrepublik können Wohlfahrtseinrichtungen exklusiv Subventionen erhalten, sie sind von Ertragssteuern befreit und Spenden sind abzugsfähig. Diese Privilegien diskriminieren aber kommerzieller Anbieter, die Klagen auf Gleichbehandlung gegebenenfalls auf die Dienstleistungsrichtlinie stützen könnten. 

Wettbewerb der Rechtssysteme

Mit dem Herkunftslandprinzip kommt eine neue Qualität der Deregulierung ins Spiel. Die EU-Staaten haben dafür Sorge zu tragen, „dass Dienstleistungserbringer lediglich den Bestimmungen ihres Herkunftsmitgliedstaates unterfallen“. Eine Kontrolle durch Behörden des Ziellands soll gänzlich unterbleiben. 
Welches Interesse sollte aber ein Staat haben, die Auslandsgeschäfte der bei ihm beheimateten Unternehmen zu kontrollieren? Warum sollte er ihnen Geschäftsmöglichkeiten verbauen, die sich positiv in seiner Außenwirtschaftsbilanz niederschlagen? 

Die bisherigen Standards des Ziellands bestünden praktisch nur noch für inländische Unternehmen, nicht mehr für die ausländischen und jene, die ihren Sitz - nicht unbedingt ihre Tätigkeit - andere EU-Staaten verlagern, um strengere Auflagen zu umgehen. Das Recht wäre zunächst von Betrieb zu Betrieb je nach Herkunft des Dienstleisters verschieden. Damit treten die verschiedenen nationalen Rechtssysteme innerhalb eines jeden Mitgliedstaats direkt miteinander in Konkurrenz. Die Folge wäre, dass inländische Betriebe, die sich strengeren Auflagen ausgesetzt sehen, die rechtliche Gleichstellung mit der ausländischen Konkurrenz einklagen würden. Auf diese Weise löst das Herkunftslandprinzip einen unerbittlichen Abwärtswettlauf bei Standards und Normen aus. 

Die Bolkestein-Richtlinie würde eine unkontrollierbare Deregulierungsdynamik in Gang setzen. Vorschriften würden flächendeckend durch Briefkasten-Firmen unterlaufen. 
Die jeweils niedrigsten Standards würden zur EU-weiten Norm verwandelt. Kaum ein Sektor bliebe verschont. Der Verdrängungswettbewerb hielte fast überall Einzug. Die öffentlichen Aufgaben gerieten unter verschärften Privatisierungsdruck. 

Noch ist der Entwurf allerdings nicht durch. Nach den Plänen der Kommission sollen das Europäische Parlament und der Rat im kommenden Jahr zustimmen. Langsam rührt sich aber Protest. Belgische Gewerkschaften gingen bereits auf die Straße. Bolkesteins Pläne und die Verhandlungen über den Richtlinienentwurf gehören ans Licht der Öffentlichkeit. Die Ungeheuerlichkeit ihrer Zielsetzung und Wirkung kann wie nichts Anderes deutlich machen, was „Neo-Liberalismus“ eigentlich bedeutet: 
Die Zerschlagung aller sozioökonomischen Kultur, welche die Menschen in Europa in den vergangenen Jahrzehnten und Jahrhunderten errungen haben im Tausch gegen eine „Ellenbogengesellschaft“, in der Freiheit zur Vogelfreiheit wird.
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